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(Nr. 2268.) Bekanntmachung, betreffend Aenderung des §. 53 der Verkehrs-Ordnung für die 


Eiſenbahnen Deutſchlands. Vom 18. Oktober 1895. 


Gaz dem vom Bundesrath in der Sitzung vom 17. Oktober 1895 auf 
Grund des Artikels 45 der Reichsverfaſſung gefaßten Beſchluſſe erhält der §. 53 
der Verkehrs-Ordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands nachſtehende neue Faſſung: 


„a) Der Abſender haftet für die Richtigkeit der in den Frachtbrief 
aufgenommenen Angaben und Erklärungen und trägt alle Folgen, 
welche aus unrichtigen, ungenauen oder ungenügenden Erklärungen 
entſpringen. 

() Die Eiſenbahn iſt jederzeit berechtigt, die Uebereinſtimmung des 
Inhalts der Sendungen mit den Angaben des Frachtbriefes zu prüfen 
und das Ergebniß feſtzuſtellen. Der Berechtigte iſt einzuladen, bei der 
Prüfung zugegen zu ſein, vorbehaltlich des Falles, wenn die letztere 
auf Grund polizeilicher Maßregeln, die der Staat im Intereſſe der 
Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung zu ergreifen berechtigt iſt, ſtatt— 
findet. Erſcheint der Berechtigte nicht, ſo ſind zwei Zeugen beizuziehen. 

(3) Zur Ermittelung des Gewichts und der Stückzahl einer Sendung 
iſt die Eiſenbahn jederzeit berechtigt. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, das 
Gewicht der Stückgüter bei der Aufgabe feſtzuſtellen. Ausdrücklichen 
Anträgen des Abſenders auf Feſtſtellung der Stückzahl oder des Gewichts 
der Wagenladungsgüter iſt die Eiſenbahn gegen eine im Tarife feſt— 
zuſetzende Gebühr ſtattzugeben verpflichtet, ſofern die Güter vermöge ihrer 
Beſchaffenheit eine derartige Feſtſtellung ohne erheblichen Aufenthalt 
geſtatten und die vorhandenen Wägevorrichtungen ausreichen. Einem 
Antrage auf bahnſeitige Gewichtsfeſtſtellung iſt es gleichzuachten, wenn 
der Abſender im Frachtbriefe kein Gewicht angegeben hat. 
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() Dem Abfender fteht frei, bei der Ermittelung des Gewichts 
und der Stückzahl zugegen zu ſein. Verlangt der Abſender, nachdem 
die Feſtſtellung ſeitens der Eiſenbahn bereits erfolgt iſt, vor der Ver⸗ 
ladung der Güter eine nochmalige Ermittelung der Stückzahl oder des 
Gewichts in ſeiner Gegenwart, ſo iſt die Eiſenbahn berechtigt, auch 
dafür die tarifmäßige Gebühr zu erheben. 

(5) Die Feſtſtellung des Gewichts wird von der Verſandſtation durch 
den Wägeſtempel auf dem Frachtbriefe beſcheinigt. 

(e) Für die Beladung der Wagen iſt das daran vermerkte Lade⸗ 
gewicht maßgebend. Eine ſtärkere Belaſtung iſt bis zu der an den 
Wagen angeſchriebenen Tragfähigkeit inſoweit zuläſſig, als nach der 
natürlichen Beſchaffenheit des Gutes nicht zu befürchten iſt, daß in Folge 
von Witterungseinflüſſen während des Transportes die Belaſtung über 
die Grenze der Tragfähigkeit hinausgehen werde. Eine die Tragfähigkeit 
überſchreitende Belaſtung — Ueberlaſtung — iſt in keinem Falle 
aeftattet. Bei ſolchen außerdeutſchen Wagen, die nur eine, die zuläſſige 
Belaſtung kennzeichnende, dem Ladegewichte der deutſchen Wagen ent- 
ſprechende Anſchrift tragen, darf das angeſchriebene „Ladegewicht“ oder 
die angeſchriebene „Tragfähigkeit“ bei der Beladung keinesfalls um mehr 
als 5 Prozent überſchritten werden. 

(7) Bei unrichtiger Angabe des Inhalts einer Sendung oder bei 
zu niedriger Angabe des Gewichts einer Wagenladung, ſowie bei Ueber⸗ 
laſtung eines vom Abſender ſelbſt beladenen Wagens iſt — abgeſehen 
von der Nachzahlung des etwaigen Frachtunterſchiedes und dem Erſatze 
des entſtandenen Schadens ſowie den durch ſtrafgeſetzliche oder polizeiliche 
Beſtimmungen vorgeſehenen Strafen — ein Frachtzuſchlag an die am 
Transporte betheiligten Eiſenbahnen zu zahlen, deſſen Höhe, wie folgt, 
feſtgeſetzt wird: 

( Wenn die im $. 50 A Ziffer 4 und in der Anlage B auf 
geführten Gegenſtände unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration zur 
Beförderung aufgegeben oder die in Anlage B gegebenen Sicherheits— 
vorſchriften bei der Aufgabe außer Acht gelaſſen werden, ſo beträgt 
der Frachtzuſchlag zwölf Mark für jedes Bruttokilogramm des ganzen 
Verſandſtückes. 

() In allen anderen Fällen unrichtiger Inhaltsangabe beträgt der 
Frachtzuſchlag, ſofern die unrichtige Inhaltsangabe eine Frachtverkürzung 
herbeizuführen nicht geeignet iſt, eine Mark für den Frachtbrief, ſonſt 
das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen der Fracht für den angegebenen 
und der für den ermittelten Inhalt, mindeſtens aber eine Mark. 

(ao) Im Falle zu niedriger Angabe des Gewichts einer Wagen? 
ladung beträgt der Frachtzuſchlag das Doppelte des Unterſchiedes zwiſchen 
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der Fracht für das angegebene und der für das ermittelte Gewicht. 
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(i) Im Falle der Ueberlaſtung (Abſatz 6) eines vom Abſender 
ſelbſt beladenen Wagens beträgt der Frachtzuſchlag das Sechsfache der 
Fracht für das die zuläſſige Belaſtung überſteigende Gewicht. 

(12) Wenn gleichzeitig eine zu niedrige Gewichtsangabe und eine 
Ueberlaſtung vorliegt, ſo wird ſowohl der Frachtzuſchlag für zu niedrige 
Gewichtsangabe (Abſatz 10), als auch der Frachtzuſchlag für Ueberlaſtung 
(Abſatz 11) erhoben. 

(13) Ein Frachtzuſchlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Gewichtsangabe und bei Ueberlaſtung, wenn der 
Abſender im Frachtbriefe die Verwiegung verlangt hat, 

b) bei einer während des Transportes in Folge von Witterungs⸗ 
einflüſſen eingetretenen Ueberlaſtung, wenn der Abſender nachweiſt, daß 
er bei der Beladung des Wagens das daran vermerkte Ladegewicht 
nicht überſchritten hat.“ 8 

Die neuen Beſtimmungen treten am 15. November 1895 in Kraft. 
Berlin, den 18. Oktober 1895. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 


(Nr. 2269.) Bekanntmachung, betreffend die Anzeigepflicht für die Schweineſeuche, die Schweine⸗ 
peſt und den Rothlauf der Schweine. Vom 23. Oktober 1895. 


Auf Grund des F. 10 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Abwehr und Unter— 
drückung der Viehſeuchen, vom STE Nai 1807 (Reichs⸗Geſetzbl. 1894 S. 409) 
beſtimme ich: 
Für das Herzogthum Braunſchweig wird vom 1. November d. J. ab 
bis auf Weiteres für die Schweineſeuche, die Schweinepeſt und den 
et = hm Anzeigepflicht im Sinne des F. 9 des er- 
wähnten Geſetzes eingeführt. 


Berlin, den 23. Oktober 1895. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
von Boetticher. 
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(Nr. 2270.) Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Bekanntmachung vom 5. Fe⸗ 
bruar 1895 über Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit im 
Gewerbebetriebe. Vom 25. Oktober 1895. 


1 
Aa Grund des F. 105 d des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbe⸗ 
ordnung, vom 1. Juni 1891 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 261) hat der Bundesrath nach 
ſtehende Beſtimmung über Abänderung der Bekanntmachung vom 5. Februar 1895 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 12), betreffend Ausnahmen von dem Verbote der Sonntags⸗ 
arbeit im Gewerbebetriebe, erlaſſen: 

1. In der Tabelle, welche der Bekanntmachung vom 5. Februar 1895 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 12), betreffend Ausnahmen von dem Verbote der 
Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe, beigefügt iſt, ſind in der Spalte 3 
zu Ziffer 7 (Beſſemer⸗ und Thomasſtahlwerke, Martin- und Tiegel⸗ 
gußſtahlwerke, Puddel⸗ und zugehörige Walz⸗ und Hammerwerke, ſowie 
Hochofengießereien) der Gruppe A Bergbau, Hütten⸗ und Salinenweſen) 
die Worte: 

„Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat mindeſtens zu dauern: 
für jeden Sonntag abwechſelnd 24 und 48 Stunden.“ 
zu ſtreichen. 
2. Die vorſtehende Beſtimmung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 25. Oktober 1895. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
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